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Protokoll der Gesprächsrunde Absiedelung
mit den Bürgermeistern am 15.07.2013

Teilnehmer laut Anwesenheitsliste

Nach Begrüßung der BürgermeisterInnen und der weiteren Anwesenden erläutert Landesrat

Anschober die Absicht, ein großes Hochwasserschutzprojekt Eferdinger Becken in Auftrag zu

geben, das in zwei Jahren vorliegen soll. Notwendig dazu ist allerdings eine Beteiligung des

Bundes, der 50 % der Finanzierung gemäß Wasserbautenfördergesetz übernehmen muss. Die

bisherigen Erfahrungen mit Bundesministerin Bures waren hier überaus positiv. Landesrat

Anschober betont, dass eine Genehmigungsfähigkeit des Projektes nur dann gegeben ist, wenn

es sich für die Ober- und Unterlieger nicht negativ auswirkt. Die Erstellung des Projektes wird

rund zwei Jahre in Anspruch nehmen, im Herbst ist ein Prozess unter Einbindung der

BürgerInnen geplant.

Auch werden die Ereignisse des Hochwassers derzeit analysiert. Landesrat Anschober hat

damit die Universität Kassel beauftragt, die unter anderem prüft, ob die Wehrbetriebsordnungen

an den oberösterreichischen Donaukraftwerken eingehalten wurden. Gleichzeitig wird eine

Modellierung des Hochwassers vorgenommen, dies ist grob gesagt eine Rekonstruktion des

Hochwassers, um darzustellen, wie die Wasserwelle verlaufen ist.
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Zurückkommend zur Genehmigungsfähigkeit eines Hochwasserschutzprojektes Eferdinger

Becken, ist Voraussetzung, dass viele Retentionsbereiche geschaffen werden. Ohne dass hier

zusätzliche Retentionsflächen geschaffen werden, wird eine Genehmigungsfähigkeit kaum

möglich sein. Auch im Bereich des Machlandes wurden durch Absiedlungen und Heranrücken

des Dammes an die Ortskerne und somit weg von der Donau viel Retentionsraum geschaffen.

Ein erster Teil bei der Umsetzung werden Absiedelungen auf freiwilliger Basis in den von

amtlicher, fachlicher Seite definierten Flächen prioritär sein.

Auf Wunsch organisiert die Bezirkshauptmannschaft Perg mit den Aussiedelungswilligen ein

Treffen mit ehemaligen Aussiedlern aus dem Machland, um Erfahrungen auszutauschen, aber

auch Ängste und Befürchtungen besprechen zu können. Hier ist eine zeitnahe Entscheidung

aller Beteiligten notwendig, weil eine Absiedelung muss auch fachlich Sinn machen. Hier

werden zumindest Gebiete vorgezogen, die aus schutzwasserbautechnischer Sicht sinnvoll

sind. Spätestens im August müssen die Budgets ausverhandelt werden; nur wenn verbindliche

Zusagen vorliegen, die auch halten, können das Schutzprojekt Eferdinger Becken sowie die

Absiedelungen gestartet werden.

Mag. Felix Weingraber von der Abteilung Oberflächengewässerwirtschaft, Gruppe

Schutzwasserwirtschaft, hat unter Mitarbeit von Professor Habersack von der BOKU Wien

Bereiche festgelegt, die schwer schützbar sind. Das wird die Grundlage sein, ob

Absiedelungsangebot gemacht werden können. In einer zweiten Ebene werden Bereiche

definiert, die noch zu überprüfen sind, kompakte Ortskerne können aber nicht abgesiedelt

werden.

Weiters muss die Frage der Förderungsmöglichkeiten überprüft werden, hier gibt es allerdings

gesetzliche Bestimmungen, die eingehalten werden müssen. So ist z.B. eine

Förderungsmöglichkeit nur für Wohnraum gegeben. Wenn allerdings mehrere Gebäude

vorhanden sind, dann werden auch Nebengebäude in die Schätzung miteinbezogen. Diese

Gebäude müssen anschließend auch abgetragen und fachgerecht entsorgt werden. Wesentlich

ist die Bereitschaft der Absiedelungswilligen.

Auf die Frage von Bürgermeister Müllner, ob auch Gewerbegebiete abgesiedelt werden

können, teilt Mag. Weingraber mit, dass derzeit Gespräche mit der Wirtschaftskammer

Oberösterreich laufen, die Datensätze übermitteln, wo derartige Betriebe sind.

Für die Modellierung notwendigen Daten der HQ30, HQ100 und HQ300 gibt es entsprechende

Datensätze.
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Bürgermeister Allerstorfer ersucht, alles genau zu beleuchten, da es für die Betroffenen vor Ort

und für die Gemeinden um viel geht. Man muss sich Zeit geben, um alle Fragen auch zu klären.

Er beklagt, dass die Betreiber des Kraftwerkes zwar den Auftrag gehabt haben, dass durch den

Bau des Kraftwerkes weder für die Ober- noch die Unterlieger Verschlechterungen eintreten

dürfen. Dies sei aber nicht der Fall. Grundsätzlich müssen auch andere Lösungen als

Absiedelungen angedacht werden.

Landesrat Anschober weist darauf hin, dass bereits viele Fragen von den Bürgermeistern

gekommen sind, die auch beantwortet wurden. Diskussionen sind wichtig, parallel dazu ist

allerdings ebenfalls wichtig, den Prozess für einen umfassenden Hochwasserschutz des

Eferdinger Beckens rasch zu starten, da die Menschen einen Schutz benötigen.

Bürgermeister Müllner weist darauf hin, dass in den Überströmstrecken der Kraftwerke Häuser

stehen, die eigentlich abgesiedelt werden müssten. Es muss mit dem Verbund noch einmal

gesprochen werden, was sie mit ihrem Retentionsbecken vorhaben. Bürgermeister Müllner

äußert die Vermutung, dass es sich die Stadt Linz und das Stift Engelhartszell durch die

Wehrbetriebsordnungen "gerichtet" haben, das Eferdinger Becken sei aber zum Handkuss

gekommen.

Landtagsabgeordneter Mühlböck gegrüßt die bisherigen Aktivitäten von Landesrat Anschober

und betont, dass diese nicht selbstverständlich sind. Er ist auch für eine Aufklärung aller

offenen Fragen, betont aber, dass nur vier Gebäude in Wilhering von

Absiedelungsmöglichkeiten betroffen sind. Aus Sicht der Betroffenen liegt hier eine möglichst

klare Sache vor. Allerdings muss aufgepasst werden, dass der Bevölkerung nicht zu viel

versprochen wird, was dann später nicht eingehalten werden kann. Jedenfalls ist ihm und der

Gemeinde Wilhering bekannt, dass im Gemeindegebiet Überflutungsbereiche bestehen.

Landesrat Anschober betont, dass am Donnerstag die nächste Runde mit dem Verbund und

der via Donau sowie Vertretern des Umweltministeriums als oberste Wasserrechtsbehörde

stattfinden wird. Dabei soll das Thema Sedimente inner- und außerhalb der Donau umfassend

beleuchtet werden.

Am 29. Juli gibt es einen weiteren Termin mit dem Verbund, um hier die Fragen zu den

Wehrbetriebsordnungen bzw. die Fragen der Bürgermeister zu klären. Darüber hinaus hat sich

der Verbund bereit erklärt, auch eine Infoveranstaltung in der Region, möglichst noch im Juli,

durchzuführen. Nach Ansicht von Beteiligten ist ein Mediator notwendig – hier wird seitens des

Büros von Landesrat Anschober überlegt, wer beigezogen werden könnte.
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Für Bürgermeister Allerstorfer sind die Vorwürfe noch nicht entkräftet, in der Bevölkerung wird

immer noch darüber geredet, dass das Eferdinger Becken zu Gunsten der Unterlieger geflutet

wurde.

Bürgermeister Schlucker betont, in seiner Gemeinde seien 360 Häuser unter Wasser

gestanden. Er ist ständig mit Anfragen konfrontiert, wie sie sich schützen können, was

baurechtlich aber nicht möglich ist. Alle wollen sich ihren eigenen Hochwasserschutz, unter

anderem in Form von Mauern bis 1,50 Metern, bauen. Mauern bis 1,50 Metern sind

baurechtlich nicht bewilligungspflichtig, liegen sie im HQ100 Bereich auch wasserrechtlich nicht

bewilligungspflichtig. Bei ihm liegen 30 konkrete Anfragen vor.

Bürgermeister Schuhmann aus Alkoven weist darauf hin, dass viele hochwassersicher bauen

wollen, also einen Stock höher siedeln und unten nur Geräte lagern wollen. Für ihn stellt sich

die Frage, ob man noch wo bauen kann. In seiner Gemeinde liegen rund 14 Quadratkilometer

mit 120 Objekten im Hochwasserbereich.

Landesrat Anschober betont, dass es für Sieldungssplitter keine Sonderdämme geben kann, da

dies aufgrund des Wasserbautenfördergesetzes und der darauf aufbauenden Richtlinien nicht

förderungsfähig ist. Mag. Weingraber betont, dass Alkoven ein Sonderfall ist; konkret

angesprochen auf die Ortschaft Gstocket, ist noch nicht klar, ob sie dort bleiben können oder

Absiedelungsgebiet sind.

Bürgermeister Allerstorfer stellt die Frage, ob es nicht grundsätzlich gescheiter sei, nur

Objektschutzmaßnahmen durchzuführen, also Garagentor etc. abzudichten.

Mag. Weingraber erklärt, dass Objektschutz durchaus Teil des Hochwasserschutzprojektes

Eferdinger Becken sein kann. Allerdings bedeutet eine derartige Schutzmaßnahme, dass man

jemanden braucht, der sich im Urlaub bzw. Krankheitsfalle mit der Hochwasserschutzanlage

des konkreten Objektes auskennt und diese auch errichtet. Ob Leute damit glücklich sind, ist

allerdings fraglich.

Erhoben wird eine Schätzung, wie viele Absiedelungswillige in den Gemeinden sich bereits

gemeldet haben:

· Wilhering, Bürgermeister Mühlböck: 4 bis 6
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· Hartkirchen: 6 von 7 in Deinham, Herr Auer möchte nicht abgesiedelt werden. In der

sogenannten FKK-Siedlung sind alleine 236 Dächer vorhanden, eine Förderung von

Freizeiteinrichtungen ist schwer argumentierbar. Jedenfalls ist der

Hochwasserabflussbereich freizuhalten, Freizeiteinrichtungen wie Campingplätze

können nicht abgesiedelt werden.

· Goldwörth: ein kleiner Teil will sicher absiedeln, in Summe rund 40 Objekte, davon in

Hagenau 30 bis 35

· Ottensheim: keine Absiedelungen

· Feldkirchen: schwer zu sagen laut Bürgermeister Allerstorfer; zwei Personen haben sich

in der Abteilung OGW erkundigt

· Bürgermeister Schuhmann aus Alkoven nennt derzeit ca. 20 Objekte, dies ist allerdings

noch nicht sicher. Auf Nachfrage teilt Mag. Weingraber mit, dass die

Überflutungsbereiche festgelegt wurden, es fehlen aber noch die Überflutungshöhen;

Siedlungssplitter sollen jedenfalls abgesiedelt werden. Derzeit können jedenfalls keine

Förderungen für Häuser, die nach dem 1.1.1990 gebaut wurden, gewährt werden.

Allerdings werden Gespräche mit dem Ministerium bezüglich Adaptierung dieser

Förderungsrichtlinien angestrebt.

· In der Gemeinde Pupping: es sind zwei absiedelungswillige Objekte bekannt, eventuell

könnten fünf weitere können dazukommen.

Zur Frage, wie die Schätzungen ablaufen, teilt Landesrat Anschober mit, dass angestrebt ist,

dass ein Schätzgutachter die Objekte schätzen soll. Das bedeutet, dass sich keiner bevorzugt

vorkommt und gewährleistet ist, dass alles nach einheitlichen Kriterien abgewickelt wird.

Abgelöst wird nur das Objekt, das Grundeigentum verbleibt im Eigentum des bisherigen

Besitzers. Hinsichtlich Ansiedelungsfläche sucht die Abteilung Raumordnung, was es an

Möglichkeiten in der unmittelbaren Nähe gibt, allerdings ist aus dem erweiterten Risikobereich

herauszugehen. Landesrat Anschober geht davon aus, dass es seitens der Abteilung

Raumordnung Gespräche mit den Bürgermeistern und den Betroffenen geben wird, wo diese

Ansiedelungsgebiete liegen können.
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Der Förderschlüssel gemäß Wasserbautenfördergesetz beträgt für

Hochwasserschutzmaßnahmen und Absiedelungen 50:30:20 (Bund: Land: Interessent =

Absiedelungswilliger). Auch Abbruchkosten werden gefördert; wenn der Nachweis vorhanden

ist, dass fachgerecht entsorgt wurde, erfolgt die Auszahlung. Auch kann selbst abgebrochen

und entsorgt werden, ein Nachweis der fachgerechten Entsorgung muss jedoch vorgelegt

werden.

Für Bürgermeister Schlucker aus Pupping ist es schwer, Flächen in seiner Gemeinde zu finden.

Landesrat Anschober ersucht die BürgermeisterInnen um Mitarbeit. Konkret benötigt Mag.

Weingraber von den BürgermeisterInnen folgendes:

· Genaue Adresse

· die derzeitige Nutzung, ob Wohnraum oder Betrieb

· Überflutungshöhe soweit bekannt und mit entsprechenden Bildern dokumentiert

· Absiedelungsinteresse sowie

· Darstellung, ob Haupt- oder Nebenwohnsitz.

Dies soll in eine Excel-Datei eingepflegt werden.

Für Landesrat Anschober ist noch die Frage der Finanzierung des Hochwasserschutzprojektes

sowie der Absiedelung wichtig. Ganz wesentlich ist, dass hier ein entsprechendes Budget

aufgestellt werden muss. Hier laufen Gespräche sowohl mit Landeshauptmann Dr. Pühringer

als auch mit Ministerin Bures. Bis Ende August wird versucht, die Finanzierung auf die Beine zu

stellen, und zwar so, dass dies auch über das Datum der Nationalratswahlen hinaus hält. LR

Anschober betont jedoch das besonders gute Einvernehmen mit Ministerin Bures, die ihre

Zusagen bislang immer eingehalten hat. Klar gestellt wird allerdings auch, dass entweder ein

Hochwasserschutz für kompakte Siedlungen errichtet wird oder Siedlungen abgesiedelt

werden. Wenn jemand nicht absiedelt, alle anderen jedoch schon, stellt sich die Frage, ob hier

noch Entschädigungen nach dem Katastrophenfonds möglich sind.

Auf die Frage, ob es noch sinnvoll ist, im HQ30/HQ100-Bereich noch umzuwidmen, betont

Landesrat Anschober, dass es sicher keinen Sinn macht, hier "Business as usual" zu machen.

Allerdings gibt es am Donnerstag, den 18. Juli 2013 ein Gespräch mit dem für Raumordnung

zuständigen Landesrat Dr. Strugl. Hier wird diskutiert, ob es nicht ein Widmungsverbot im

Bauland geben kann. Klar ist, wenn abgesiedelt wird, dann kommt ein Bauverbot in dieser

Region.
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Nicht klar ist für einige Bürgermeister, auf welcher Spiegellage der HQ100-Bereich anzusetzen

ist. Dieser wurde um 80 cm abgesenkt, nun stellt sich die Frage, was für die eingereichten

Projekte gilt. Hier ist zu klären, wo der HQ100-Bereich liegt, da Genehmigungen HQ100 + 20

cm über Fußbodenoberkante zu genehmigen sind. Mag. Weingraber weist darauf hin, dass die

aktuellen HQ100-Linien über die Gewässerbezirke oder über den Hydrographischen Dienst

angefordert werden können. Aufgrund des aktuellen Hochwassers erfolgt eine Neuberechnung,

die ab ca. Dezember 2013 vorliegen wird. Die meisten Gemeinden haben die HQ100-Bereiche

allerdings bereits in die Flächenwidmungsplänen übertragen.

Landesrat Anschober schlägt eine Informationsrunde mit der Raumordnungsabteilung und der

Baurechtsabteilung für die betroffenen Bürgermeister vor. Diesbezüglich wird er an Landesrat

Dr. Strugl und Landeshauptmann-Stellvertreter Hiesl herantreten.

Bürgermeister Müllner berichtet über einen aktuellen Fall: vor dem Hochwasser hat er eine

Baubewilligung noch erteilt, nunmehr wollen die Bauwerber allerdings höher bauen und stellt

die Frage, ob er diesen neuen Antrag noch zurück halten kann?

Mag. Weingraber gibt zu bedenken, dass gemäß den derzeitigen Förderungsrichtlinien der

Erbauungszeitpunkt der 1. Juli 1990 als Stichtag festgelegt ist. Ganz neue Objekte werden wohl

für eine Absiedelung schwer förderfähig sein. Auch wird es keine Entschädigungen für

gewidmetes Bauland geben, auf welchem noch keine Objekte errichtet wurden.

Bürgermeister Schöppl aus Hartkirchen berichtet, dass es in seiner Gemeinde durchaus

Bereitschaft von Betroffenen gibt abzusiedeln. Auch in der Feriensiedlung, die in den 70er

Jahren bewilligt wurde, möchte ein Teil absiedeln, ein Teil jedoch nicht. Er kritisiert fehlende

Pegelstände im Internet, da mehrere Pegelstände sinnvoll wären, damit sich der einzelne

besser schützen kann. Aufgrund der Aschachregulierung wären seines Erachtens nach

Berechnungen und Nachjustieren der Wehrbetriebsordnungen sinnvoll.

Landesrat Anschober betont, dass eine externe Evaluierung des hydrographischen Dienstes an

die TU Wien (Professor Blöschl) vergeben wurde. Damit sollen das Prognosemodell evaluiert

sowie Vergleiche mit Bayern und Niederösterreich vorgenommen werden. Kritisiert wird

nochmals, dass die Prognose in kürzeren Abständen publiziert werden muss und auch über

einen längeren Zeitraum und nicht nur über 24 Stunden erfolgen muss. Auch hier verweist

Landesrat Anschober nochmals auf die Evaluierung durch die TU Wien. Die

Wehrbetriebsordnungen werden durch die Universität Kassel evaluiert.



Seite 8

Zur Frage der Schlammproblematik ist festzustellen, dass das Einbringen in großen Mengen

wasserrechtlich bewilligungspflichtig ist, da ein Sacherständiger zu prüfen hat, ob damit der

Abfluss im Falle eines Hochwassers beeinträchtigt werden kann. Seitens des Ministeriums liegt

erst seit letztem Freitag eine schriftliche Klärung vor.

Bürgermeisterin Böker aus Ottensheim zitiert aus der Wehrbetriebsordnung, wonach die Pflege

der Überströmstrecken für das Kraftwerk Ottensheim/Wilhering festgelegt ist.

Nach Auskunft des Ministeriums dürfen Sedimente mit einer Höhe von 30 bis 40 cm

eingeackert werden, wenn diese erkennbar nicht kontaminiert sind. Auf landwirtschaftlichen

Flächen sollte es eine Entschädigungsregelung wie im Machland geben, diesbezüglich wird

sich die Landwirtschaftskammer wohl mit dem Verbund zusammensetzen müssen. Auch gibt es

Bauern, die durchaus Bereitschaft signalisiert haben, auf ihren Flächen Sedimente einzuackern.

Eine zusätzliche Entschädigungsklärung mit der Landwirtschaftskammer und dem Verbund ist

deswegen noch notwendig, weil nicht alles vom Bewilligungsbescheid erfasst ist.

Landesrat Anschober weist nochmals darauf hin, dass es einen extra Termin zum Thema

Sedimente mit dem Verbund und via donau sowie Vertretern des Ministeriums geben wird.

Als Wording wird festgelegt, dass ein erster Schritt gesetzt wurde, die Arbeitsprozesse wurden

gestartet, es sind allerdings noch viele Schritte notwendig.

Mag.aa Karin Pindur


